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55  Amtliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung der Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebs „Was-

serwerk“ der Gemeinde Stemwede sowie des abschließenden Vermerks der Gemein-

deprüfungsanstalt NRW für das Wirtschaftsjahr 2019 

 

Gemäß § 26 Absatz 4 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird 

die Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebs „Wasserwerk“ der Gemeinde 

Stemwede sowie der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW für das 

Wirtschaftsjahr 2019 wie folgt bekannt gemacht: 

Der Rat der Gemeinde Stemwede hat in seiner Sitzung am 24.06.2020 über den Jahresab-

schluss sowie den Lagebericht des Eigenbetriebs „Wasserwerk“ der Gemeinde Stemwede 

zum 31.12.2019 beraten und wie folgt beschlossen: 

 

1. Die Bilanzsumme des Eigenbetriebs „Wasserwerk“ der Gemeinde zum Stichtag 

31.12.2019 wird in Höhe von 7.409.786,68 EUR festgestellt und als richtig anerkannt.  

2. Die Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01. bis 31.12.2019 wird mit ei-

nem Jahresergebnis in Höhe von +59.509,86 EUR festgestellt und als richtig aner-

kannt.  

3. Der Jahresüberschuss von 59.509,86 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.  

4. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 2019 Entlastung erteilt.  

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bei der Gemeinde Stemwede, Verwaltungs-

stelle Levern, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern bis zur Feststellung des Jahres-

abschlusses 2020 während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 

 

Stemwede-Levern, den 9. November 2020 

 

Wasserwerk der Gemeinde Stemwede 

1. Betriebsleiter 

 

gez. Dieter Lange 
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56  Amtliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung der Feststellung des Jahresabschlusses der eigenbetriebsähnlichen 

Einrichtung „Wirtschaftsbetrieb Gemeinde Stemwede“ der Gemeinde Stemwede sowie 

des abschließenden Vermerks der Gemeindeprüfungsanstalt NRW für das Wirt-

schaftsjahr 2019 

 

Gemäß § 26 Absatz 4 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, zu-

letzt geändert durch Artikel I der Verordnung vom 13. August 2012 (GV. NRW. S. 296) in 

Verbindung mit § 3 Absatz 5 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-

prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen vom 09. März 1981, zu-

letzt geändert durch Artikel II der Verordnung vom 13. August 2012 (GV. NRW. S. 296), wird 

die Feststellung des Jahresabschlusses der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Wirtschafts-

betrieb Gemeinde Stemwede“ der Gemeinde Stemwede sowie der abschließende Vermerk 

der Gemeindeprüfungsanstalt NRW für das Wirtschaftsjahr 2019 wie folgt bekannt gemacht: 

 

Der Rat der Gemeinde Stemwede hat in seiner Sitzung am 24.06.2020über den Jahresab-

schluss sowie den Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Wirtschaftsbetrieb 

Gemeinde Stemwede“ der Gemeinde Stemwede zum 31.12.2019 beraten und wie folgt be-

schlossen: 

 

1. Die Bilanzsumme der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Wirtschaftsbetrieb Gemeinde 

Stemwede“ der Gemeinde Stemwede zum Stichtag 31.12.2019 wird in Höhe von 

84.350.929,96 EUR festgestellt und als richtig anerkannt. 

2. Die Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01. bis 31.12.2019 wird mit einem 

Jahresergebnis in Höhe von +430.626,47 EUR festgestellt und als richtig anerkannt. 

3. Der Jahresüberschuss von 430.626,47 EUR soll wie folgt verwandt werden: 

a) Abführung der ausschüttbaren EK-Verzinsung von 215.078,64 EUR an den Kern-

haushalt Gemeinde Stemwede 

b) Vortrag von 215.547,83 EUR auf neue Rechnung. 

 

4. Den Mitgliedern des Betriebsausschusses für das Wasserwerk und den Wirtschaftsbe-

trieb Gemeinde Stemwede der Gemeinde Stemwede wird gemäß   § 4 Buchstabe c der 

Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen für das Wirtschaftsjahr 2019 

Entlastung erteilt. 

 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11591&vd_back=N438&sg=0&menu=1
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bei der Gemeinde Stemwede, Verwaltungs-

stelle Levern, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern bis zur Feststellung des Jahres-

abschlusses 2020 während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 

 

Stemwede-Levern, den 9. November 2020 

 

Wirtschaftsbetrieb Gemeinde Stemwede der Gemeinde Stemwede 

1.Betriebsleiter 

 

 

gez. Dieter Lange 
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57  Amtliche Bekanntmachung 
 

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2 „Auf dem Abendberge“ (Teilabschnitt 2) in 
Haldem im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB - Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Stemwede hat am 11.12.2019 die 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1.2 „Auf dem Abendberge“ (Teilabschnitt 2) in Haldem wie folgt als Satzung beschlossen: 
 
„1. Die eingegangenen Anregungen werden wie im Vorschlag der Verwaltung dargestellt im 

Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB abgewogen. 
2. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2 „Auf dem Abendberge“ (Teil-

abschnitt 2) wird unter Berücksichtigung des Beschlusses über die Abwägung der Anre-
gungen gemäß § 10 BauGB i. V. m. § 13a BauGB als Satzung beschlossen.“ 

 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehend angeführte Satzungsbeschluss mit dem Beschluss 
des Rates der Gemeinde Stemwede vom 11.12.2019 übereinstimmt und dass nach den Vor-
schriften des § 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der 
Gemeinde Stemwede über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2 „Auf dem Abend-
berge“ (Teilabschnitt 2) ist ordnungsgemäß zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 Bekannt-
mVO NRW). 
 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2 „Auf dem Abendberge“ (Teilabschnitt 2) wird 
hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Mit der Bekanntmachung tritt die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2 „Auf dem 
Abendberge“ (Teilabschnitt 2) in Kraft. 
Jedermann kann die Bebauungsplanänderung und die Begründung von diesem Tage bei der 
Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während der Dienst-
stunden einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2 „Auf dem 
Abendberge“ (Teilabschnitt 2) umfasst einen bisher größtenteils unbebauten Bereich nördlich 
der Straße Zur Wilhelmshöhe und östlich der Straße Zum Abendberg. Die Abgrenzung des 
Plangebietes ergibt sich aus dem nachfolgend abgedruckten Planauszug. 
 
Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und 
der Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  
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„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 
2. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,  
2. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.“ 

 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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58  Amtliche Bekanntmachung 
 

3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3.5 „Kalberkamp“ in Levern im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a BauGB - Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Stemwede hat am 24.06.2020 die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 3.5 „Kalberkamp“ in Levern wie folgt als Satzung beschlossen: 
 
„1. Die eingegangenen Anregungen werden wie im Vorschlag der Verwaltung dargestellt im 

Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB abgewogen. 
2. Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3.5 „Kalberkamp“ wird unter Be-

rücksichtigung des Beschlusses über die Abwägung der Anregungen gemäß § 10 
BauGB i. V. m. § 13a BauGB als Satzung beschlossen.“ 

 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehend angeführte Satzungsbeschluss mit dem Beschluss 
des Rates der Gemeinde Stemwede vom 24.06.2020 übereinstimmt und dass nach den Vor-
schriften des § 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der 
Gemeinde Stemwede über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3.5 „Kalberkamp“ ist 
ordnungsgemäß zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW). 
 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3.5 „Kalberkamp“ wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Mit der Bekanntmachung tritt die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3.5 „Kalberkamp“ in 
Kraft. 
Jedermann kann die Bebauungsplanänderung und die Begründung von diesem Tage bei der 
Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während der Dienst-
stunden einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3.5 „Kalberkamp“ 
umfasst einen bisher unbebauten Bereich westlich der Straße Weidekamp. Die Abgrenzung 
des Plangebietes ergibt sich aus dem nachfolgend abgedruckten Planauszug. 
 
Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und 
der Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  
„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

§§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die  
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Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 
2. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  
5. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,  
6. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
7. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
8. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.“ 

 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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59  Amtliche Bekanntmachung 
 

56. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Stemwede 
Feststellungsbeschluss sowie Genehmigung durch die Bezirksregierung Detmold 
 
Der Rat der Gemeinde Stemwede hat am 25.04.2018 die 56. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Stemwede wie folgt beschlossen: 
 
„1. Die eingegangenen Anregungen werden wie im Vorschlag der Verwaltung dargestellt im 

Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB abgewogen. 
2. Außerdem wird der Entwurf zur 56. Änderung des Flächennutzungsplanes unter Berück-

sichtigung des Beschlusses über die Abwägung der Anregungen festgestellt.“ 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehend angeführte Beschluss mit dem Beschluss des Rates 
der Gemeinde Stemwede vom 25.04.2018 übereinstimmt und dass nach den Vorschriften 
des § 2 BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der Gemeinde 
Stemwede über die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes ist ordnungsgemäß zustande 
gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW). 
 
Stemwede, den 10.11.2020 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Die Bezirksregierung Detmold hat diese Flächennutzungsplanänderung am 23.07.2018 ge-
mäß § 6 Abs. 1 BauGB mit Aktenzeichen 35.02.01.600-013/2018-001 genehmigt. 
 
„Genehmigung der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Stemwede 
Bericht vom: 30.05.2018 
Aktenzeichen: 622-10/He 
Eingang: 08.06.2018 
Anlagen: 2 Flächennutzungspläne, 1 Ordner Verfahrensunterlagen 
Ihren mit o. a. Bericht vorgelegten Flächennutzungsplan habe ich überprüft. Gemäß § 6 (1) 
BauGB genehmige ich den v. g. Flächennutzungsplan. 
Nachweis der Bekanntmachung: 
Den Nachweis der Bekanntmachung über die Durchführung dieses Genehmigungsverfah-
rens bitte ich, mir baldmöglichst auf dem Dienstweg vorzulegen. 
Im Auftrag 
Gez. Stender“ 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Der Wortlaut der Genehmigung der Bezirksregierung vom 23.07.2018 stimmt mit der vorste-
henden Genehmigung überein. 
 
Stemwede, den 10.11.2020 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Die vorstehende Genehmigung wird hiermit gem. § 6 Abs. 5 Satz 1 BauGB öffentlich be-
kanntgemacht. 
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Stemwede, den 10.11.2020 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Mit der Bekanntmachung wird die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam. 
Jedermann kann die Flächennutzungsplanänderung, die Begründung einschließlich Umwelt-
bericht und die zusammenfassende Erklärung von diesem Tage bei der Gemeinde Stem-
wede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während der Dienststunden einsehen 
und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
Der räumliche Geltungsbereich der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Stemwede umfasst die nachstehend aufgeführten Bereiche: 

1. Ausweisung von Wohnbaufläche zwischen der Dielinger Straße und dem Koppelweg 
in Dielingen 

2. Rücknahme von Dorfgebiet nördlich der Straße Schmiedekamp in Haldem 
Die Abgrenzung der Bereiche ist aus den nachfolgend abgedruckten Planauszügen ersichtlich. 

 
Hinweise: 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und 
der Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
2. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  
9. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,  
10. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
11. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
12. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.“ 

 
Stemwede, den 10.11.2020 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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60    Amtliche Bekanntmachung 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1.14 „Am Linnebach“ in Dielingen -  
Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Stemwede hat am 25.04.2018 den Bebauungsplan Nr. 1.14 „Am Lin-
nebach“ in Dielingen wie folgt als Satzung beschlossen: 
 
„1. Die eingegangenen Anregungen werden wie im Vorschlag der Verwaltung dargestellt im 

Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB abgewogen. 
2. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1.14 „Am Linnebach“ wird unter Berücksichtigung 

des Beschlusses über die Abwägung der Anregungen gemäß § 10 BauGB i. V. m. § 7 
GO als Satzung beschlossen.“ 

 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehend angeführte Satzungsbeschluss mit dem Beschluss 
des Rates der Gemeinde Stemwede vom 25.04.2018 übereinstimmt und dass nach den Vor-
schriften des § 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der 
Gemeinde Stemwede über den Bebauungsplan Nr. 1.14 „Am Linnebach“ ist ordnungsgemäß 
zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW). 
 
Stemwede, den 10.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Der Bebauungsplan Nr.1.14 „Am Linnebach“ wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffent-
lich bekanntgemacht. 
 
Stemwede, den 10.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 1.14 „Am Linnebach“ in Kraft. 
Jedermann kann die Bebauungsplanänderung, die Begründung einschließlich Umweltbericht 
und die zusammenfassende Erklärung von diesem Tage bei der Gemeinde Stemwede, 
Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während der Dienststunden einsehen und über 
den Inhalt Auskunft erhalten. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1.14 „Am Linnebach“ umfasst ei-
nen Bereich am östlichen Ortsrand von Dielingen zwischen der Dielinger Straße und dem 
Koppelweg. Die Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus dem nachfolgend abgedruck-
ten Planauszug. 
 
Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und 
der Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  
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„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 
2. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  
13. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,  
14. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
15. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
16. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.“ 

 
 
Stemwede, den 10.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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61    Amtliche Bekanntmachung 
 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2.18 „Dorfgemeinschaftshaus Oppendorf“ im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB - Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Stemwede hat am 24.06.2020 den Bebauungsplan Nr. 2.18 „Dorfge-
meinschaftshaus Oppendorf“ wie folgt als Satzung beschlossen: 
 
„1. Die eingegangenen Anregungen werden wie im Vorschlag der Verwaltung dargestellt im 

Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB abgewogen. 
2. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2.18 „Dorfgemeinschaftshaus Oppendorf“ wird 

unter Berücksichtigung des Beschlusses über die Abwägung der Anregungen gemäß § 
10 BauGB i. V. m. § 13a BauGB als Satzung beschlossen. Außerdem wird die Anpas-
sung des Flächennutzungsplanes im Wege der Berichtigung beschlossen.“ 

 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehend angeführte Satzungsbeschluss mit dem Beschluss 
des Rates der Gemeinde Stemwede vom 24.06.2020 übereinstimmt und dass nach den Vor-
schriften des § 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der 
Gemeinde Stemwede über den Bebauungsplan Nr. 2.18 „Dorfgemeinschaftshaus Oppen-
dorf“ ist ordnungsgemäß zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW). 
 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Der Bebauungsplan Nr. 2.18 „Dorfgemeinschaftshaus Oppendorf“ wird hiermit gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 2.18 „Dorfgemeinschaftshaus Oppen-
dorf“ in Kraft. 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung von diesem Tage bei der Ge-
meinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während der Dienststun-
den einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2.18 „Dorfgemeinschaftshaus Op-
pendorf“ umfasst einen Bereich zwischen Sportplatz und Friedhof in Oppendorf. Die Abgren-
zung des Plangebietes ergibt sich aus dem nachfolgend abgedruckten Planauszug. 
 
Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und 
der Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  
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„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 
2. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  
17. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,  
18. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
19. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
20. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.“ 

 
Stemwede, den 11.11.2020 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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62  Amtliche Bekanntmachung 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles „Oppenwehe West“ 
 
 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 89 der Bauordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018) sowie des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) -in den jeweils geltenden Fassungen-, hat der Rat der 
Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 24.06.2020 folgende Satzung beschlossen. 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles „Oppenwehe 
West“ vom 03.07.2008 wird geändert. 
 
Die §§ 1 bis 5 erhalten folgende Fassung: 
 

§ 1 
Die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles werden gemäß der im beigefügten 
Plan ersichtlichen Darstellung festgelegt. Die im Plan gekennzeichnete Abrundungsfläche wird 
gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB in den Satzungsbereich mit einbezogen. Der Plan ist Bestandteil 
dieser Satzung. 
 

§ 2 
Soweit in dem nach § 1 umschriebenen Gebiet Bebauungspläne nach § 30 BauGB bestehen, 
werden diese Gebiete von dieser Satzung nicht erfasst. 
 

§ 3 
Für Bauvorhaben im Satzungsbereich werden besondere Festsetzungen bezüglich Art und 
Maß der baulichen Nutzung und der Bauweise nicht getroffen. Die Zulässigkeit von Bauvorha-
ben richtet sich nach den Bestimmungen des § 34 BauGB. 
Lediglich für die Abrundungsfläche wird folgende Festsetzung getroffen: 
Es werden nur Einzel- und Doppelhäuser zugelassen. Die Zahl der Wohnungen je Gebäude 
wird beim Einzelhaus auf zwei Wohnungen und bei einer Doppelhaushälfte auf eine Wohnung 
beschränkt. 
 

§ 4 
Gemäß § 89 BauO NRW 2018 wird für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil "Oppenwehe 
West" folgende Baugestaltung vorgeschrieben: 

Dachneigung 18-48° 

Nebengebäude (z. B. Garagen, Carports) werden mit Flachdach bzw. mit geringeren Dach-
neigungen als 18° zugelassen. 

 
§ 5 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die bauliche Inanspruchnahme der Abrundungsfläche 
werden in der Begründung konkret geregelt (Grünordnung sowie Bewertung von Eingriffen in 
Natur und Landschaft). 
 
Der bisherige § 6 wird ersatzlos gestrichen. 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
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Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 

 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehend angeführten Satzung mit dem Beschluss 

des Rates der Gemeinde Stemwede vom 24.06.2020 übereinstimmt und dass nach den Vor-

schriften des § 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der 

Gemeinde Stemwede über die 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Grenzen des 

im Zusammenhang bebauten Ortsteiles „Oppenwehe West“ ist ordnungsgemäß zustande ge-

kommen (§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW). 

 

Stemwede, den 11.11.2020 

 

 

gez. Abruszat 

Bürgermeister 

 

 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 

 

Die 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteiles „Oppenwehe West“ wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt-

gemacht. 

 

Stemwede, den 11.11.2020 

 

 

gez. Abruszat 

Bürgermeister 

 

 

Mit der Bekanntmachung tritt die 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Grenzen 

des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles „Oppenwehe West“ in Kraft. 

 

Jedermann kann die Satzung, bestehend aus Satzungstext, Plan und Begründung, von die-

sem Tage bei der Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, wäh-

rend der Dienststunden einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 

 

Hinweise: 

 

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und 

der Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  

 

1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

§§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-

keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  
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(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-

lauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-

nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 

2. BauGB § 215 Abs. 1:  

 

„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-

plans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn 

sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennut-

zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-

gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 

sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  

 

3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  

 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 

Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 

Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 

denn,  

21. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,  

22. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

23. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

24. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 

die den Mangel ergibt.“ 

 

Stemwede, den 11.11.2020 

 

 

gez. Abruszat 

Bürgermeister 
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63  Öffentliche Bekanntmachungen 
 

Einebnung einer Grabstätte 
Die nachstehend aufgeführte Wahlgrabstätte wird nicht mehr gepflegt. Hinterbliebene 

werden hiermit letztmalig aufgefordert, sich ab Veröffentlichung dieser Bekanntma-

chung innerhalb von 3 Monaten bei der Friedhofsverwaltung der Gemeinde Stem-

wede, Zimmer 21 im Amtshaus der Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, zu mel-

den. Gemäß § 29 der derzeit gültigen Friedhofssatzung wird die Grabstätte eingeeb-

net, falls dieser Aufforderung nicht nachgekommen wird. Vorhandene Grabmale, Ein-

fassungen usw. werden entfernt und gehen entschädigungslos in das Eigentum der 

Gemeinde Stemwede über. Das noch bestehende Nutzungsrecht geht ebenfalls ent-

schädigungslos an die Gemeinde Stemwede zurück. 

Folgende Grabstätte ist von der Veröffentlichung betroffen: 

Friedhof Dielingen  

Feld 2 – Grabstätten-Nr. 37 

Verstorbene: Heinz Heinrich Ernst Schepmann, Erna Luise Minna Schepmann, Hein-

rich Friedrich Schepmann, Heinrich Wlecke, Sophie Wlecke 

Bei Rückfragen steht Ihnen die Friedhofsverwaltung unter der Rufnummer 

05745/78899-942 zur Verfügung. 

 

Stemwede, den 10.11.2020 

Gemeinde Stemwede 

Der Bürgermeister 

gez. Kai Abruszat 
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64  Öffentliche Bekanntmachungen des DRK Ortsverein Stemwede e. V. 
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65 Amtliche Bekanntmachung der Änderung der Friedhofssatzung der  
Ev.- Luth. Kirchengemeinde Oppenwehe 

 

Satzung zur Änderung 
der Friedhofssatzung für den Friedhof der 
Ev.- Luth. Kirchengemeinde Oppenwehe 

vom 11.08.2020 
 

§ 1 
 

Die Friedhofssatzung für den Friedhof der Ev.- Luth. Kirchengemeinde Oppenwehe vom 
22.11.2006 in der Fassung vom 22.07.2009 wird wie folgt geändert: 
 
 
1. In § 7 erhält der Absatz 8 folgende Fassung: 
 
„(8) Das Nutzungsrecht kann entschädigungslos mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden, wenn die in der Friedhofsgebührensatzung festgesetzten Gebühren nicht entrichtet 
werden. Der Widerruf des Nutzungsrechts setzt voraus, dass die Beitreibung der Gebühren 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens erfolglos durchgeführt worden ist. In diesem 
Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, für die Unterhaltung der Grabstätte bis 
zum Ende der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. Im Übri-
gen finden § 7 Absatz 7, § 25 Absatz 2 und 3 Anwendung.“ 
 
2. In § 7 werden nach Absatz 8 die Absätze 9 und 10 neu eingefügt: 
 
„(9) Auf Antrag der nutzungsberechtigten Person kann die Friedhofsträgerin das Nutzungs-
recht entschädigungslos mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. In diesem Fall ist die nut-
zungsberechtigte Person verpflichtet für die Unterhaltung der Grabstätte bis zum Ende der 
ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. Im Übrigen finden § 9 
Absatz 6, § 25 Absatz 2 und 3 Anwendung. 
 
(10)  Die Bestimmungen der Absätze 8 und 9 gelten nicht für Reihen- und Wahlgemein-
schaftsgrabstätten nach § 9 und § 10 dieser Satzung.“ 
 
3. In § 9 wird der bisherige Absatz 2 zu Absatz 2a 
 
4. In § 9 erhält der Absatz 2a folgende Fassung: 
 
„(2a) Reihengrabfelder werden eingerichtet für: 

a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten: 
Größe der Nutzungsfläche pro Grab:  Länge 1,50 m,  Breite 0,90 m 
 

b) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: 
Größe der Grabstätte:  Länge 1,50 m,  Breite 0,90 m 
 

c) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an: 
Größe der Grabstätte:  Länge 2,50 m,  Breite 1,25 m 
 

d) Beisetzungen von Urnen: 
Größe der Grabstätte:  Länge 2,50 m,  Breite 1,25 m“ 

 
5. In § 9 wird nach Absatz 2a ein neuer Absatz 2b eingefügt: 
 
„(2b) Reihengemeinschaftsgrabfelder werden eingerichtet für: 

a) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an: 
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Größe der Grabstätte:  Länge 2,50 m,  Breite 1,50 m 
 
 
b) Beisetzungen von Urnen: 

Größe der Grabstätte:  Länge 1,00 m,  Breite 1,00 m“ 
 
6. In § 9 erhält der Absatz 8 folgende Fassung: 
 
„(8) Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten für Erdbestattungen und Urnenbei-
setzungen eingerichtet. Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit 
durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede Grabstätte eine einheitliche 
Grabplatte oder errichtet eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nachname 
sowie Geburts- und Sterbedatum der Verstorbenen aufgenommen. Außer der von der Fried-
hofsträgerin aufgelegten Grabplatte oder der Gemeinschaftsstele darf kein weiteres Gedenk-
zeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu ge-
stalten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträge-
rin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. Die 
Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßi-
gen Abständen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen 
Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser Grabschmuck von der 
Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten 
kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstät-
ten besteht nicht.“ 
 
7. § 10 erhält folgenden Wortlaut: 
 

„§ 10 
Rechtsverhältnisse an Wahlgrabstätten 

 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, die besonders angelegt werden und an denen ein 
Nutzungsrecht für eine grundsätzlich die Ruhezeit überschreitende Nutzungszeit vergeben 
wird. Vor Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag der nutzungsberech-
tigten Person verlängert werden. 
 
(2a) Für die Nutzungsfläche eines Grabes in einer Wahlgrabstätte gelten folgende Abmes-
sungen: 
  -  Erdbestattungen: Länge 2,50 m, Breite 1,25 m      
 -  Urnenbeisetzung: Länge 2,50 m, Breite 1,25 m 
 
(2b) Für die Nutzungsfläche eines Grabes in einer Wahlgemeinschaftsgrabstätte nach Ab-
satz 11 gelten folgende Abmessungen: 
  -  Erdbestattungen: Länge 2,50 m, Breite 3,00 m      
 -  Urnenbeisetzung: Länge 1,00 m, Breite 2,00 m 
 
(3)   Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Erdbestattungen darf nur wie folgt belegt werden:  
 - mit einem Sarg 
 - mit bis zu vier Urnen 
 - mit einem Sarg und nachfolgend zwei Urnen. 
 
(4) Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht berührt. 
 
(5) Vor Ablauf der Ruhezeit ist eine Wiederbelegung des Grabes nicht zulässig. 
 
(6) Die Nutzungszeit wird auf 30 Jahre festgesetzt. 
 
(7) Die Friedhofsträgerin kann die nutzungsberechtigte Person sechs Monate vor Ablauf 
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des Nutzungsrechts durch schriftliche Benachrichtigung auf das Ende des Nutzungsrechts 
hinweisen. 
(8) Überschreitet bei einer weiteren Belegung oder Wiederbelegung eines Grabes die neu 
begründete Ruhezeit die laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht für die zur Wah-
rung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die gesamte Wahlgrabstätte zu verlängern. 
 
(9) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte kann von der Fried-
hofsträgerin verweigert werden, wenn eine Umgestaltung des Friedhofs zur Erfüllung des 
Friedhofszweckes erforderlich ist oder wenn gesetzliche Auflagen Wiederbelegungen aus-
schließen. 
 
(10)  Ein Anspruch der nutzungsberechtigten Person auf Rücknahme des Nutzungsrechts 
durch die Friedhofsträgerin und auf Erstattung von Gebühren besteht nicht. Die Friedhofsträ-
gerin kann das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte zurücknehmen, wenn keine Ruhefris-
ten mehr zu berücksichtigen sind. Eine Rücknahme ist nur für die gesamte Grabstätte mög-
lich. Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, wenn diese mit dem Friedhofszweck 
vereinbar sind. 
 
(11) Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten für bis zu zwei Gräber eingerichtet. 
Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstätte für Erdbestattungen darf nur mit einem Sarg 
belegt werden. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstätte für Urnenbeisetzungen darf 
nur mit einer Urne belegt werden. An diesen Grabstätten werden Nutzungsrechte vergeben. 
Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Nutzungszeit durch die Friedhofsträge-
rin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede Grabstätte eine einheitliche Grabplatte oder errichtet 
eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- und Ster-
bedatum der Verstorbenen aufgenommen. Außer der von der Friedhofsträgerin aufgelegten 
Grabplatte darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grab-
stätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzule-
gen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der 
Grabschmuck abgelegt werden kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grab-
schmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Sofern Grab-
schmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unter-
haltungsmaßnahme dieser Grabschmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. 
Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. 
Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht.“ 
 
8. § 20 Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
 
„(2)    Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht nach, kann die Fried-
hofsträgerin die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen 
lassen oder das Nutzungsrecht entschädigungslos mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. In 
diesem Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, für die Unterhaltung der Grab-
stätte bis zum Ende der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. 
Vor dem Widerruf des Nutzungsrechts bzw. vor Herrichtung der Grabstätte auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person ist diese noch einmal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte 
unverzüglich in Ordnung zu bringen. Dabei sind die Ersatzvornahme oder der Widerruf des 
Nutzungsrechts anzudrohen. In der Androhung zur Ersatzvornahme sind die voraussichtli-
chen Kosten zu benennen. Im Falle des Widerrufs finden im Übrigen § 7 Absatz 7, § 25 Ab-
satz 2 und 3 Anwendung.“ 
 
9. § 25 Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
 
„(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen baulichen Anla-
gen durch die nutzungsberechtigte Person zu entfernen. Dabei sind die bei der Entfernung 
der Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen entstehenden Vertiefungen ordnungsgemäß 
zu verfüllen. Werden die Grabmale oder baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten 
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nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, kann die Friedhofsträgerin die Grabmale oder 
sonstigen baulichen Anlagen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen lassen. 
Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf 
einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. 
Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden an Grabmalen und sonstigen baulichen Anla-
gen, die durch Entfernung entstehen können.“ 
 
10. In § 25 wird nach Absatz 2 ein neuer Absatz 3 eingefügt: 
 
„(3)  Abweichend von Absatz 2 verbleibt beim Widerruf des Nutzungsrechts gem. § 7 Ab-
satz 8 und 9 sowie § 20 Absatz 2 der Friedhofssatzung das Grabmal auf der Grabstätte und 
kann von der Friedhofsträgerin mit Zustimmung der nutzungsberechtigten Person nach Ab-
lauf der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit entschädigungslos entfernt und entsorgt 
werden. Die Friedhofsträgerin ist berechtigt, bereits zum Zeitpunkt des Widerrufs des Nut-
zungsrechts von der nutzungsberechtigten Person eine Gebühr für die Abräumung und Ent-
sorgung des Grabmals zu erheben.“ 
 
11. In § 25 wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4 

 
§ 2 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Oppenwehe, den 11.08.2020 

Das Presbyterium der 
Ev.- Luth. Kirchengemeinde Oppenwehe 

 
Siegel           gez. Vorsitzende           gez. Presbyter/in              gez. Presbyter/in 

 
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums der Ev.- Luth. Kirchengemeinde Op-
penwehe vom 11. August 2020 kirchenaufsichtlich genehmigt.  
 
Bielefeld, den 12. Oktober 2020 
Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 
In Vertretung 
gez. Barbara Roth 
Az.: 723.01-4014 
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